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In Sachen

Klägers und Revisions—

klägers‚

gegen uno°0500°ouo ooooo ooonoooooooocoeooo

Beklagte und Revisions—

beklagte7

hat der 2° Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 270

September 1957 für Recht erkannt:

Das Urteil des Hessischen Landessozialge—

richte vom 12° Juli 1955 wird mit den ihm

zugrunde liegenden Feststellungen aufge-

hobeno ' '

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückverwiesenq

Von Rechts wegen;
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Die (jetzt nicht mehr existierende) Firma Gebrüder HXXXXXXXXX
Lederwarenfabrik in Frankfurt/Main, erstattete der Beklagten

am 150 April 1939 eine Unfallanzeige° Danach verunglückte der

Kläger am Mittwoch‚ dem 12° April 1939; 14000 Uhr, auf der

Straße zwischen Bergen und Enkheim (bei Frankfurt/Main) mit

dem Fahrrad und trug einen schweren Knochenbruch unter der

linken Kniescheibe davon° Die Firma Gebrüder MXXXXXXXX be—

zeichnete den Kläger in der Unfallanzeige als "Heimarbeiter

(selbständiger Hausgewerbetreibender)" und in einem Späteren

Schreiben, in dem sie anfragte, ob der Unfall als "Betriebsun—

fall" anzusehen sei‚ als selbständigen Gewerbetreibendeno Die

damalige Zentral—Kranken— und Sterbekasse der Zimmerer (Ersatz—

kasse)9 VerWaltungsstelle Bergen, meldete der Beklagten den

Unfall nach 5 1503 der Reichsversicherungsordnung (RVG)° Die

Beklagte teilte der Firma MXXXXXXXXXund der Krankenkasse mit
Schreiben vom 50 Oktober 1959 mit, daß sie Kosten in der Un—

fallsache nicht übernehmen könne, weil der Kläger ein selbstän—

diger Hausgewerbetreibender und nicht gegen Unfall versichert

sei„ Mit dem Kläger setzte sich die Beklagte nicht in Ver—
bindung„ dieser wendete sich auch nicht an die Beklagtec

Mit dem am 11„ Februar 1952 bei der Beklagten eingegangenen

Schreiben vom 80 Februar 1952 machte der Verband der Kriege—
beschädigtenp Kriegshinterbliebenen und Sozialrentner Deutsch—

lands (VdKo) in Frankfurt/Main Ansprüche des Klägers bei der

Beklagten geltenda Diese übersandte dem VdK„ eine Abschrift

ihres Schreibens vom 50 Oktober 19390 Daraufhin brachte der

VdK° vor? der Kläger behaupte, in der Unfallzeit bei der Firma

MXXXXXXXX “„ oflichtversicherter Arbeitnehmer und nicht als

Gewerbetreibender tätig gewesen zu sein°

Die Beklagte hat die Entschädigungsansprüche des Klägers durch

Bescheid vom 3° Oktober 1952 mit der Begründung abgelehnt9

der Kläger sei selbständiger Hau8gewerbetreibender gewesen°

Vor dem Inkrafttreten des 6„ Änderungsgesetzes habe sich der
Versicherungsschutz nicht auf Hausgewerbetreibende erstreckte

Gegen diesen Bescheid hat der Kläger Berufung beim Oberver-

siCnerungsamt Wiesbaden eingelegt‚ die nach Inkrafttreten des
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(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 _

Frankfurt übergegangen ist (@ 215 Abs° 2 SGG)„ Dieses hat
die Klage nach Beweiserhebungen mit Urteil vom 15° September

1954 abgewiesen und zur Begründung ausgeführt9 es habe

nieht festgestellt werden könneng daß der Kläger zur Zeit

des Unfalls unter
Üersicherungsschutz gestanden habe9 er

sei selbständiger Gewerbetreibender gewesen° Auf den in der

Berufungserwiderung der Beklagten enthaltenen Hinweis auf

5 1546 EVO ist das Sozialgericht (SG„) nicht eingegangen°

Gegen das Urteil des SG° hat der Kläger Berufung beim Hessi—

schen Landessozialgericht (LSG„) eingelegt° Dieses hat mit

Urteil vom 12„ Juli 1955 die Berufung als unbegründet zu—

rückgewiesen„ Zur Begründung hat das LSG° ausgeführt: Der

von der Beklagten, wie bereits in der ersten Instanz, so er—

neut im Berufungsrechtszug erhobene Einwand der Fristver—

säumnis nach 5 1546 RVG sei gerechtfertigt° Die Unfallanzeige

durch den Betrieb könne nicht als Anmeldung eines Anspruchs.

des Verletzten gelten9 zumal da der Betrieb selbst ausdrück-

lich Bedenken in der Frage vorgebracht habe9 ob der Kläger

überhaupt versichert sei° Zur Wahrung der Frist des 5 1546

RVG hätte es deshalb einer Geltendmachung des Entschädigungs—

snapruchs durch den Kläger selbst bedurftu Der Ablauf der
Ausschlußfrist sei durch das Gesetz über weitere Maßnahmen

in der Reichsversicherung aus Anlaß des Krieges vom 15°

Januar 1941 (BGBl° 1 SD 34) in Verbindung mit $ 1 des Ge—

setzes über den Ablauf der durch Kriegsforschriften ge—
hemmten Fristen in der Sozial— und Arbeitslosenversicherung

vom 15° November 1952 (BGBl° I SO 737) bis zum 31° Dezember
1951 gehemmt geweseno Der Kläger habe aber erstmalig am
110 Februar 1952, also nach Ablauf der Ausschlußfrist des

5 1546 RVG, einen Entschädigungsan3pruch gegenüber der Be—
klagten geltend gemachte Gründe„ die eine nachträgliche Ana

V meldung des Anspruchs aus @ 1547 RVO rechtfertigen, seien

weder vorgebracht}noch nach Lage des Falles denkbar() Die

Beklagte habe auch die Grenzen ihres pflichtgemäßen Ermessens

bei der Geltendmachung dieses Einwands nicht überschritten;

denn eine Würdigung der Beweisergebnisse rechtfertige den

ablehnenden Standpunkt der Beklagten° Da somit das Erheben

dieses Einwands nicht als Ermessensmißbrauch bezeichnet wer—
den könne9 dürie die Beklagte auch nicht dahin beschränkt
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_ 4 _
werden9 daß der Einwand erst nach einer weiteren Beweisaufnahme?

wie sie der Kläger beantragt habe9 zulässig seio Das Brheben

dieses Einwands sei vielmehr schon durch den Umstand gerecht—

fertigt9 daß das bisherige Verfahren keinen entscheidenden Be—

weis zugunsten des Klägers erbracht habe und die Beklagte sich

auch von einer weiteren Beweisaufnahme keine Änderung ver—

spreche°

Die Revision hat das LSG„ nicht zugelassen„

Das Urteil ist dem Prozeßbevollmächtigten des Klägers am

20 August 1955 zugestellt wordeno

Der Kläger hat gegen das Urteil mit Schreiben vom 510 August

1955, beim Bundessozialgericht (BSG„) am 31° August 1955 eingew
gangen, Revision eingelegt„ Er beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG„

zurückzuverweisen° '

Mit einem am 10 Oktober 1955 eingegangenen Schriftsatz hat der

Kläger die Revision begründeto Er rügt: Die Feststellung des

Berufungsgerichts9 der Kläger habe seinen Entschädigungsan—

spruch erstmals mit einem am 110 Februar 1952 eingegangenen

Schreiben geltend gemacht, beruhe auf mangelhafter Sachauf—

klärung‚ Nichtausübung des richterlichen Fragerechts und Über—

schreitung der Grenzen des Rechts der freien richterlichen Be—

weiswürdigung; das LSG° habe ein Schreiben des Unfallschutz—
verbandes in Frankfurt/Main vom 10° Februar 1951 nicht be—

rücksichtigt‚ das der Kläger demLSG° eingereicht habeo

Hilfeweise wird — für den Fall9 daß dieses Schreiben des Unfall—

schutzverbandes an die Beklagte dem Berufungsgericht nicht

vorgelegen habe — vorgebracht: Das Revisionsgericht sei zwar

an die tatsächlichen Feststellungen des LSG° gebunden‚ hierw’

von sei jedoch eine Ausnahme zu machen9 wenn'der Kläger nachw

träglich eine neue Urkunde auffinde, welche die Restitutions—

klage rechtfertige (@ 580 Nro 7b ZPO in Verbindung mit 9 179
SGG)„

Der Kläger hat zwei Schreiben des Unfallschutzverbandes eoVo in

Frankfurt/Main vom 10° Februar 1951 im Original eingeleürwo
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Die Beklagte beantragt‚ die Revision als unzulässig zu ver—
werfen‚ hilfsweise die Revision zurückzuweisen9

eventualissime die Sache unter Aufhebung des angefochtenen

Urteile und der ihm zugrunde liegenden Feststellungen zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG° zurück—

zuverweiseno

Die Beklagte gibt zu, ein Schreiben des Unfallschutzver—

bandes e„V° vom lo° Februar 1951 erhalten und an den Ver—

band zurückgeschickt zu haben; sie verweist hierzu auf einen

Aktenvermerk ihrer Sektion III, in dem ausgeführt ist9 daß

beim Eingang dieses chreibens wahrscheinlich infolge der

kriegsbeding:en Unordnung in den alten Aktenbeständen die

Vorgänge über den Unfall des Klägers nicht aufgefunden

worden seien und daß deshalb die Beklagte irrtümlich dem
Verband mitgeteilt habe? der Unfall sei ihr nicht gemeldet

worden und die (inzwischen gelöschte) ?irma RMEDEEXX$gehöre

ihr nicht als Mitglied an° Die Beklagte räumt ein? daß sie
sich nicht auf die Vorschriften der 55 1546 ff° RVG berufen

könnea In der Sache selbst hält die Beklagte ihren ablehnen»
den Standpunkt aufrecht und ist der Meinung? daß das BSG„

schon aus prozeßökonomischen Gründen in der Sache selbst

entscheiden könnee

Die Revision ist in der gesetzlichen Form und Frist eingelegt

und begründet wordeno

Da das DSG° die Revision nicht zugelassen (@ 162 Abs° l Nr° 1
SGG) und im angefochtenen Urteil nicht über einen ursächlichen

Zusammenhangim Sinne des 5 162Abs° 1 Nr° 3 SGGentschieden
hat„ kann die Revision nur statthaft sein, wenn die Voraussetzungen

des @ 162 Abs° l Nr° 2 SGG gegeben sind°

Die Rüge der Revision, die @@103 und 128 sec seien verletzt
und ein wesentlicher Mangel im Verfahren des LSG„ liege darin,
daß das LSG„ ein vom Kläger eingereichtes Schreiben des Unfall—
schutzverbandes eoV° in Frankfurt/Main vom lo° Februar 1951 \

nicht berücksichtigt habe? ist berechtigte
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In der Niederschrift über die mündliche Verhandlung vor dem

LSG° am 12° Juli 1955 ist zwar ein solches Schreiben des

Unfallschutzverbandes nicht unter den Urkunden aufgeführt„ die

nach dieser Niederschrift zum Gegenstand der mündlichen Ver»

.handlung gemacht worden sind° Im Tatbestand des Urteils ist

jedoch ausgeführt, daß der Kläger zur Unterstützung seiner

Behauptung, er sei zur Zeit des Unfalls nicht Hausgewerbe—

treibender‚ sondern unselbständiger Arbeitnehmer der Firma

Gebrüder MXXXXXXXXgewesen9 neben anderen Urkunden auch ein

Schreiben des Unfallschutzverbandes in Frankfurt/Main vom 100

Februar 1951 vorgelegen hat„ In den Entscheidungsgründen des

Urteils ist dieses Schreiben nicht erwähnt, und das Urteil

enthält auch sonst keine näheren Angaben über den Inhalt dieser

Urkunde° Deshalb ist nicht festzustellen, ob der Kläger dem

LSG° das an ihn gerichtete Schreiben des Unfallschutzverbandes

vom 10° Februar 1951 vorgelegt hat oder das Schreiben—des Ver—

bandes an die Beklagte von demselben Tage, auf dessen Rück—

seite sich die Antwort der Beklagten vom 140 Februar 1951 be—

findeto.Es besteht jedoch kein Anlaß zu der Annahme? daß der
Kläger noch ein weiteres Schreiben des Unfallschutzverbandes

vom lo° Februar 1951 in Besitz hatte und dem LSG° eingereicht

hat„ Der Senat sieht deshalb als erwiesen an, daß dem LSGQ

entweder das Schreiben des Unfallschutzverbandes an den Kläger

oder das Schreiben dieses Verbandes an die Beklagte vorgelegen

hat„ Um welches der beiden Schreiben es sich gehandelt hat?

kann für die Entscheidung dahingestellt bleiben° Aus dem an
den Kläger gerichteten Schreiben ist ersichtlich, daß der Un—

fallschutzverband sich im Auftrag des Klägers mit der Beklagten

in Verbindung gesetzt hatte° Da es für die Entscheidung über

den Entschädigungeanspruch des Klägers nach der Rechtsauf—w

fassung des LSG„ darauf ankam‚ ob der Kläger seinen Anspruch

der Beklagten gegenüber bis zum 51° Dezember 1951 geltend ge—
macht hatte‚ hätte der Inhalt dieses Schreibens das LSG„ ver—
anlassen müssen, Ermittlungen darüber anzustellen9 ob sich diesen

Auftrag auf den Anspruch aufgrund des Unfalls vom 12° April 1939
bezogen und in welcher Weise der Verband diesen Auftrag erledigt

hatte° Daß das LSG° das ihm vorgelegte Schreiben unbeachtet ge—
lassen hat? würde in diesem Falle sowohl ein Verstoß gegen die
Verpflichtung, den Sachverhalt von Amts wegen zu erforschen
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(% 103 SGG),_als auch eine Verletzung der Verpflichtung sein,
bei der Entscheidung das Gesamtergebnis des Verfahrens zu be—

rücksichtigen (@ 128 sce)°

Sollte dagegen der Kläger dem LSG; das Schreiben des Unfall—
schutzverbandes an die Beklagte vorgelegt haben, so hätte das

LSGO, indem es diese Urkunde völlig unberücksichtigt ließ,
gleichfalls gegen die Verpflichtung aus 5 128 SGG verstoßeno
Das Schreiben, in dem unmißverständlich Ansprüche des Klägers

gegenüber der Beklagten aufgrund des Unfalls vom 12° April
1939 geltend gemacht werden, ist der Beklagten, wie sich aus
ihrer Antwort auf der Rückseite ergibt und auch von ihr nicht
mehr in Abrede gestellt wird, im Februar 1951, also vor dem

lo Januar 1952, zugegangenr

Das Verfahren des LSGO leidet also in jedem Falle an einem

we$entlichen von der Revision gerügten Mangel° Die Revision
_ist deshalb statthaft„

Auch für die Entscheidung der Frage‚ ob das angefochtene Ur«

teil auf diesem Mangel beruht9 kann dahingestellt bleiben„

welches der beiden Schreiben vom lo° Februar 1951 dem LSG„ vor—

gelegen hat°

Wenn das LSG° aufgrund des an den Kläger gerichteten Schreibens

für eine weitere Aufklärung des Sachverhalts gesorgt hättea

würde es mit großer Wahrscheinlichkeit den Inhalt des an die“

Beklagte gerichteten Schreibens ermittelt und daraus ersehen

haben„ daß der Anspruch des Klägers auf Unfallentschädigung

vor dem 10 Januar 1952, also vor dem Ablauf der durch 5 2 des

Gesetzes vom l5„ Januar 1941 (RGB10 I S° 54) in Verbindung mit

5 1 des Gesetzes vom 15„ November 1952 (BGBl° I S„ 737) bis

zum 310 Dezember 1951 verlängerten Frist des & 1546 Abs° l RVG,

geltend gemacht werden war° Sollte demLSG„ dagegen das an die
Beklagte gerichtete Schreiben und deren Antwort vorgelegen haben‚

dann hätte es unmittelbar aus dieser Urkunde entnehmen müssen,

daß die Beklagte nicht berechtigt war, sich auf den Ablauf der

Frist des @ 1546 Abs„ 2 RVG zu berufen„ Die Revision ist so—

mit begründet°
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Eine Entscheidung des Senats in der Sache selbst war jedoch
nicht mögliche ' ‘

Has LSG° hat zwar zutreffend ausgeführt‚ daß zur Zeit des

Unfalls vom 120 April 1939 die Hausgewerbetreibenden in der

gesetzlichen Unfallversicherung nicht kraft Gesetzes unter
Versicherungsschutz gestanden haben(vg1„ dagegen für die

Krankenversicherung @ 165 & RVG in der 1959 geltenden Fassungs

für die Rentenversicherung % 1226 Abs„ 1 Nro 2 RVO)O Es fehlt

aber an einer ausdrücklichen Klärung, ob die Beklagte von der

Berechtigung Gebrauch gemacht hatte‚ den Versicherungsschutz

durch Satzungsrecht (@ 548 Nro 2 RVG aoFo) auf diese Personenu

gruppe zu erstrecken° Vor allem hat das LSG° die erhobenen

Beweise nur soweit geprüft? wie es das für erforderlich hieltg

um die Frage zu entscheiden, ob die Berufung der Beklagten auf

die Ausschlußfrist des 5 1546 RVG als Ermessensmißbrauch an»

zusehen sei‚ und hat deshalb weder ausreichende tatsächliche

Feststellungen im Sinne des 5 165 SGG getroffen noch alle Be—

weismöglichkeiten erschöpfto Dabei ist insbesondere von Be—

deutung„ daß es für die Frage‚ ob der Kläger selbständiger
Gewerbetreibender war? nicht allein darauf ankommt9 ob der

Kläger in den Betriebsräumen der Firma Gebrüder MXXXXXXXX

oder zu Hause gearbeitet hate Auch im letzteren Falle könnte

ein unselbständiges Heimarbeiterverhältnis vorgelegen haben„

das im Jahre 1959 nach 5 544 Nr„ 1 RVG aoF„ unter Versicherungs»

schutz gestanden haben würde (vg1° RVG — Mitglo—Komm°g2o Auf—

lage, Bd° 1 SO 120 f°, Anmerkungen zu 5 162; Bd„ III 80 260„

Anmerkung 1 h zu 5 653; Lauterbach, Unfallversicherungy 20

Aufl° Stand Dezember 1956? 5 557 Anmerkungen 58 und 39; vgl°
auch die Begriffsbestimmungen in 5 3 des Gesetzes über Heim»

arbeit vom 23° März 1954 —RGB1„ I SO 214 —‚ neu gefaßt durch

die Bekanntmachung vom 500 Oktober 1939 —BGBl° I So 2145 ——)°

Auch ist bisher nicht festgestellt worden? welchen Zwecken

die Fahrt diente, auf der sich der Unfall ereignet hate Wenn

der Kläger — in Übereinstimmung mit den Angaben des Zeugen

Höhne — behaupten will9 daß er im April 1939 in den Betriebe—
räumen der Firma NXXXXXXXX gearbeitet habe‚ bedarf der Hin—

weis der Beklagten einer "Prüfung9 daß der in der Unfallanzeige
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...9—

angegebene Zeitpunkt des Unfalls (14 Uhr) hiermit im Wider—

spruch zu stehen scheinto

Das angefochtene Urteil mußte deshalb mit den ihm zugrunde

liegenden Feststellungen aufgehoben und die Sache zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das LSG° zurückverwiesen wer—

denn

Über die Kosten des Revisionsverfahrens Wird das LSG„ in seinem

abschließenden Urteil zu entscheiden haben„
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